
Die größere Bewußtheit und Aktivität der Volks
massen stellt neue, höhere Anforderungen an die 
Staatsorgane, insbesondere an die Volksvertretungen 
und ihre Mitglieder. Sie dürfen nicht hinter der gesell
schaftlichen Entwicklung Zurückbleiben, denn ihre 
Aufgabe ist die politische Führung der Massen. Die 
Volksvertretungen sind berufen, den Volksmassen den 
Weg in die Zukunft zu weisen. Damit sie in der Lage 
sind, die gesellschaftliche Entwicklung voranzutreiben, 
bedürfen sie der Kenntnis der ökonomischen und kul
turellen Entwicklung in ihrem Territorium und, da 
diese Entwicklung ein Teil der gesamten Entwicklung 
der Republik ist, des sozialistischen Aufbaus, eben der 
Kenntnis der konkreten Schritte,1 die wir vorwärts
gehen. Das allein gibt ihnen die feste Grundlage für 
ihre Arbeit. Es genügt nicht, bloß die theoretischen 
Leitsätze über die gesellschaftlichen Entwicklungs
gesetze zu kennen. Jede einzelne Volksvertretung muß 
vielmehr in die konkreten Entwicklungsbedingungen 
ihres Territoriums eindringen sowie in die Aufgaben, 
die hier der sozialistische Aufbau stellt. So wächst 
auch der einzelne Abgeordnete in seine Aufgaben 
hinein. Polak weist mit Recht darauf hin, wie falsch 
die Auffassung ist, zur Abgeordnetentätigkeit gehöre 
eine besondere „Begabung“.

Ein anderes Problem, das der Autor in der dritten 
Vorlesung aufwirft, ist die weitere Vervollkommnung 
des Mechanismus unserer Arbeiter-und-Bauern-Macht. 
Die neuen höheren Anforderungen, die die gesellschaft
liche Entwicklung an unsere Staatsmacht stellt, machen 
es notwendig, die Formen, in denen die Arbeiter und 
Bauern unserer Republik ihre Macht ausüben, ständig 
weiterzuentwickeln und zu vervollkommnen. Polak 
gibt in diesem Zusammenhang eine kurze Analyse der 
für das Verständnis der weiteren Entwicklung unserer 
Arbeiter-und-Bauern-Macht überaus wichtigen Be
schlüsse der 3. Parteikonferenz der SED, die die Grund
lage des Vorschlags des Nationalrates der Nationalen 
Front des demokratischen Deutschland vom April des 
vergangenen Jahres und der von der Volkskammer im 
Januar dieses Jahres beschlossenen Gesetze über die 
örtlichen Organe der Staatsmacht und über die Rechte 
und Pflichten der Volkskammer gegenüber den ört
lichen Volksvertretungen bilden. Der Autor stellt ins
besondere fest, daß diese Gesetze, wie überhaupt alle 
unsere Maßnahmen zur weiteren Demokratisierung, 
Etappen in der Entwicklung der sozialistischen Staats
macht darstellen. Alle Versuche des Gegners, unsere 
Anstrengungen zur Verbreiterung der Basis der sozia
listischen Staatsmacht für die Untergrabung der Macht 
der Arbeiter und Bauern auszunutzen, müssen deshalb 
schärfstens zurückgewiesen werden. Die Gegner, 
schreibt Polak, „. . . möchten unsere sozialistische 
Demokratie in bürgerlichen Liberalismus ummünzen; 
sie möchten unsere Bevölkerung von der politischen 
Führung durch unsere Arbeiter-und-Bauern-Macht 
isolieren, um selbst Einfluß zu bekommen“ (S. 52).

Die sozialistische Demokratie kann sich nur durch 
die Stärkung der Kräfte unserer Arbeiter-und-Bauern- 
Macht entfalten. Das aber erfordert eine engere Ver
bindung der Bevölkerung mit dem Staat, eine noch 
bessere und intensivere Führung der Massen durch 
unsere Staatsorgane, vor allem durch die gewählten 
Organe, durch unsere Volksvertretungen und die ein
zelnen Volksvertreter.

Welche Möglichkeiten, die politische Führung der 
Massen durch die örtlichen Volksvertretungen und 
Volksvertreter zu qualifizieren, sind unter den gegen
wärtigen Bedingungen vorhanden? Erforderlich ist 
hier vor allem das richtige Verstehen des politisch
organisatorischen Grundprinzips unserer Arbeiter-und- 
Bauern-Macht, des demokratischen Zentralismus, seine 
immer konsequentere Verwirklichung. Man darf, wie 
Polak überzeugend nachweist, dieses Prinzip nicht los
gelöst von der Entwicklung der gesellschaftlichen 
Verhältnisse und unserer sozialistischen Staatsmacht 
sehen und nicht der Gefahr erliegen, durch Auf
zählung einzelner Merkmale des demokratischen Zen
tralismus sich die Sicht für das Wesentliche zu ver
schütten. Dies besteht eben darin, daß die zentrale 
Leitung die nachgeordneten Organe Schritt für Schritt 
auf den festen Boden des sozialistischen Aufbaus 
stellt und sie dadurch befähigt, selbsttätig, selbst
verantwortlich ihre Tätigkeit zu entfalten. Anhand

eines konkreten Beispiels — der Planung der Finanzen 
durch die örtlichen Organe — weist Polak die Wechsel
beziehungen, die zwischen der zentralen Leitung und 
der Entfaltung der Eigeninitiative, der Selbständig
keit und Eigenverantwortlichkeit der örtlichen Organe 
der Staatsmacht bestehen, nach und zeigt, wie sich 
hier ein tiefgreifender dialektischer Prozeß vollzieht. 
Der Autor verdeutlicht die Gefahren für die Festig
keit und Schlagkraft unserer Arbeiter-und-Bauern- 
Macht, welche die Negierung des demokratischen Zen
tralismus mit sich bringt, und er weist weiter nach, 
daß durch die Leitung „von oben“ die Tätigkeit der 
örtlichen Organe verbessert wird, daß die örtlichen 
Organe auf das Niveau des planmäßigen Aufbaus des 
Sozialismus gehoben und in die Lage versetzt werden, 
selbständig, unter freier Entfaltung aller ihrer Kräfte 
zu handeln. Die zentrale Leitung ist also kein Hemm
nis für die Entfaltung der Eigeninitiative der örtlichen 
Organe, sondern setzt sie notwendigerweise voraus1).

Mit der Erweiterung der Aufgaben und Vollmachten 
der örtlichen Organe der Staatsmacht zur Leitung des 
staatlichen, wirtschaftlichen und kulturellen Aufbaus 
auf ihrem Territorium ergibt sich für sie die Notwen
digkeit, die politische Führung vor allem auch in der 
Richtung weiter zu verstärken, daß sie in ihrer Tätig
keit an die wirklichen Vorstellungen, Interessen und 
Wünsche der Menschen anknüpfen. Nur so besteht die 
Möglichkeit, „planmäßig, fest und entschieden zum 
Sozialismus zu gehen, ohne ihn von ,oben‘ einzuführen, 
sondern die gewaltige Masse der Proletarier und Halb
proletarier zur Kunst der staatlichen Verwaltung, zur 
Handhabung der Staatsmacht emporzuführen“1 2).

Polak leitet aus dieser Erkenntnis die weitere wich
tige Feststellung ab, „. . . daß die Vertiefung und Ver
breiterung unserer sozialistischen Demokratie von der 
Verstärkung unserer eigenen Aktivität und Initiative 
als Abgeordnete abhängt. Denn nicht spontan entwik- 
kelt sich bei uns die Demokratie, nicht spontan festigt 
sich bei uns die Verbindung der Bevölkerung mit den 
Staatsorganen, sondern nur auf der Grundlage unserer 
politischen Arbeit“ (S. 59). Der Autor weist nach, 
daß es vor allem auch darauf ankommt, ein höheres 
Maß an Planmäßigkeit und Systematik in der Arbeit 
der örtlichen Volksvertretungen und Volksvertreter zu 
erreichen. Gerade daran hat es in den vergangenen 
Jahren oft gemangelt.

Es ist weiterhin notwendig, unsere Volksvertretun
gen als Kollektiv zu stärken. So wird erreicht, daß die 
Beschlüsse, die die örtlichen Volksvertretungen fassen, 
konkret und real werden. Das aber ist eine wichtige 
Voraussetzung dafür, daß die Aufgaben, die in den Be
schlüssen festgelegt werden, tatsächlich zur Durchfüh
rung gelangen: „Die politische Aufgabe der Volksver
tretungen ist nämlich erst dann erfüllt, wenn es uns 
gelingt, die Aufgaben, die wir in unseren Beschlüssen 
festlegen, an die Bevölkerung heranzutragen, sie über 
deren Bedeutung aufzuklären und sie zur tätigen Mit
wirkung bei ihrer Verwirklichung zu gewinnen. Erst 
wenn dies geschieht, führen wir die Massen auf dem 
Wege der gesellschaftlichen Entwicklung vorwärts und 
treiben damit den revolutionären Umwälzungsprozeß 
weiter voran“ (S. 68).

*
Polak beschränkt sich in seinen Vorlesungen nicht 

darauf, einzelne Leitsätze aufzustellen, sondern bemüht 
sich, auf der Grundlage konkreter Untersuchungen der 
faktischen Entwicklung der örtlichen Volksvertretungen 
die Wege zur weiteren Hebung des Niveaus ihrer poli
tischen Führung der Massen zu zeigen. Das erhöht die 
Überzeugungskraft seiner Ausführungen und macht sie 
zu einer fundierten Anleitung zum Handeln.

1) Es ist nicht ohne Interesse festzustellen, daß die Prognose 
Polaks in der letzten Sitzung der Volkskammer von dem 
Minister der Finanzen bestätigt wurde. Auf eine Anfrage, 
wie sich die Aufhebung der Kontrollziffern und die größeren 
Machtbefugnisse, die die örtlichen Organe in der Finanz
planung erhalten hätten, auswirkten, erklärte der Minister 
der Finanzen: „Es sind uns bis jetzt keine Beispiele bekannt, 
daß auf Grund dieser den örtlichen Organen übertragenen 
Rechte mit Staatshaushaltsmitteln weniger ökonomisch um
gegangen worden ist als zu dem Zeitpunkt, als die Verwen
dungsmöglichkeit anderen Organen unterstand. Im Gegenteil, 
. . . eben weil man die örtlichen konkreten Verhältnisse 
besser kennt und berücksichtigt, konnten die Mittel wesent
lich ökonomischer verwendet werden, als das bisher der Fall 
war.“

2) Lenin, Werke, Bd. 24, S. 152 (russ.).
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